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Das in Nepal geprägte Ka-
stensystem wurde 1854 mit 
dem „Gesetz des Landes“ 

(Muluki Ain) für die gesamte Bevöl-
kerung des Landes rechtlich defi-
niert. Damit einher ging eine recht-
liche Festlegung der hinduistischen 
Gesellschaftshierarchie und der mit 
ihr verbundenen sozialen Ungleich-
heit, der sozialen Beziehungen und 
Diskriminierungsformen sowie der 
Praxis der sogenannten „Unberühr-
barkeit“. Diese gesetzlich fixierte 
Gesellschaftsordnung und die darauf 
basierenden unterschiedlichen Rech-
te, Pflichten und Strafen für Ange-
hörige unterschiedlicher Kasten, wa-
ren bis zu ihrer Annullierung in einer 
Neuauflage des Muluki Ain von 1963 
rechtsgültig. In der sozialen Reali-
tät der Dalits, welche am untersten 
Ende der hinduistischen Kastenhie-
rarchie mit dem Stigma der „Unbe-
rührbarkeit“ behaftet sind, änderte 
sich nach der gesetzlichen Aufhe-
bung der Diskriminierung jedoch 
nur wenig. 

Die nepalischen Gesellschaftsgrup-
pen waren schon seit Mitte des 20. 

Jahrhunderts verfassungsmäßig vor 
dem Gesetz gleichgestellt, explizit 
verboten wurden die kastenbasierte 
Diskriminierung und die Praxis der 
„Unberührbarkeit“ jedoch erst nach 
der demokratischen Revolution und 
mit der Einführung der Verfassung 
von 1990. Seitdem sind kastenbasier-
te Diskriminierung und die Praxis 
der „Unberührbarkeit“ als per Gesetz 
strafbare Handlungen definiert. Die 
entsprechenden strafrechtlichen Be-
stimmungen sind seit 1992 in einem 
Einzeiler1 des neu aufgelegten Mu-
luki Ain zu finden. Im Widerspruch 
zu diesen Gleichheitsprinzipien ste-
hen die seit 1963 existierenden Straf-
rechtsbestimmungen, die das soziale 
Brauchtum sowie die Hindutradi-
tionen und damit implizit auch die 
sozialen Unterschiede unter Schutz 
stellten2. 

Nach der demokratischen Wende 
blieben kastenbasierte Diskriminie-
rung und die Praxis der „Unberühr-
barkeit“ weiterhin an der Tagesord-
nung. Im Herbst 2001 wurden in der 
bekanntesten Untersuchung zur Dis-
kriminierung von Dalits in Nepal3 

insgesamt 205 verschiedene Prak-
tiken identifiziert. Der Studie zufolge 
fanden Diskriminierungen am häu-
figsten im Zusammenhang mit Spei-
sen und Getränken sowie beim Zu-
gang zu (vor allem privaten) Häusern, 
Tempeln und anderen öffentlichen 
Orten statt. Die Anwendung phy-
sischer Gewalt erwies sich als gera-
dezu allgegenwärtig und richtet sich 
gegen die Verletzung sozialer Nor-
men und der Regeln ritueller „Rein-
heit“ sowie gegen Versuche, die be-
stehende gesellschaftliche Ordnung 
anzufechten. Typische Beispiele, bei 
denen es immer wieder zu Disputen 
kommt, sind das Überschreiten von 
Kastenschranken bei der Wahl der 
Ehepartner/-innen, die Benutzung 
öffentlicher Wasserquellen oder die 
Weigerung, bestimmte – insbesonde-
re die Reinheitsvorstellungen tangie-
rende – kastenspezifische Tätigkeiten, 
wie das Beseitigen von Tierkadavern, 
auszuführen. Dalit-Frauen und vor 
allem Frauen aus der lange Zeit be-
nachteiligten, indischstämmigen Be-
völkerung im Terai, sind zudem be-
sonders von geschlechterspezifischer 
Diskriminierung, Gewalt und traditi-
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onellen Formen sozialer Ächtung be-
troffen.

Zwar gab es in der Vergangenheit im-
mer wieder Verbesserungen der Ge-
setzeslage und Neuerungen zum 
Schutz der Dalit-Rechte – wie bei-
spielsweise 2002 durch die Einrich-
tung der Nationalen Dalit-Kom-
mission – doch kamen vor dem 
Inkrafttreten des CBD & U-Gesetzes 
in den meisten Fällen diejenigen, wel-
che kastenbasierte Diskriminierung 
und die Praxis der „Unberührbarkeit“ 
ausübten, ungestraft oder mit sehr ge-
ringen Strafen4 davon. Das Strafmaß, 
welches sich insgesamt in einem zu 
milden Spektrum bewegte, als dass 
es hätte abschreckend wirken kön-
nen, unterlag zudem gewissen Ausle-
gungsspielräumen im Ermessen der 
Richter – ein Umstand, der auch in 
der neuen Gesetzgebung angesichts 
fehlender Rechtsvorschriften weiter 
besteht5. 

Vor diesem Hintergrund wird neben 
der mangelnden Umsetzung beste-
hender gesetzlicher Bestimmungen 
insbesondere auch das Fehlen einer 
sowohl strikten als auch spezifischen 
und die Strafhandlungen eindeutig 
definierenden Gesetzgebung gegen 
Kastendiskriminierung und die Pra-
xis der „Unberührbarkeit“ als Grund 
dafür gesehen, dass diese bis heute 
ungehindert fortbestehen konnten.

Wesentliche Neuerungen des CBD 
& U-Gesetzes gegenüber der frühe-
ren Gesetzeslage sind eine weitrei-
chende strafrechtliche Definition be-
ziehungsweise Konkretisierung der 
zu ahndenden Vergehen, das explizite 
Verbot entsprechender Praktiken im 
privaten Bereich, ein ausgedehnteres 
Strafmaß für öffentlich Angestellte, 
die sich eines Vergehens schuldig er-
weisen, Bestimmungen zur Leistung 
von Kompensationen der Täter an 
die Opfer sowie die Kriminalisierung 
der Anstiftung und Unterstützung 
von kastenbasierter Diskriminierung. 
Weitere, darüber hinausgehende 
Rechte wurden den Dalits bereits 

2007 durch die Übergangsverfassung 
garantiert.

Über die fortbestehenden Implemen-
tierungslücken und Hindernisse bei 
der strafrechtlichen Verfolgung von 
kastenbasierter Diskriminierung und 
der Praxis der „Unberührbarkeit“ 
gab der Dalit-Experte Yam Bahadur 
Kisan Auskunft:

Diana Ludwig: Im Mai 2011 ist in Ne-
pal der Caste-Based Discrimination and 
Untouchability (Offence and Punishment) 
Act in Kraft getreten. Welchen Unterschied 
macht dieses Gesetz heutzutage für Dalits in 
Nepal?
Yam Bahadur Kisan: Unter den Da-
lits gibt es ein gewisses Bewusstsein 
darüber, dass dieses Gesetz gegen 
kastenbasierte Diskriminierung exi-
stiert, und das hat sie optimistisch ge-
stimmt. Doch ein Rückgang von dis-
kriminierendem Verhalten lässt sich 
seit seiner Verabschiedung noch nicht 
beobachten.

Konnten Sie bereits beobachten, dass das Ge-
setz zur Bekämpfung der kastenbasierten 
Diskriminierung und der Praxis der “Un-
berührbarkeit” beiträgt?
Ja, das tut es. Das ist deutlich erkenn-
bar. Unter den gerichtlich verhandel-
ten Fällen gibt es durchaus Beispiele, 
die im Sinne der Durchsetzung des 
CBD & U-Gesetzes als positiv, aber 
eben auch solche, die als negativ ge-
wertet werden können. Haftstra-
fen sind jedoch immer noch eher die 
Ausnahme. Da die höchste Haftstrafe 
bei drei Jahren liegt, erlaubt das nepa-
lische Recht den Gerichten, die Täter 
immer wieder auf Kaution freizulas-
sen.

Eine weitere positive Entwicklung ist, 
dass die Tendenz zur Aufnahme einer 
Anzeige durch die Polizei in Fällen 
kastenbasierter Diskriminierung und 
der Praxis der „Unberührbarkeit“ ge-
stiegen ist. Allerdings trägt das Ge-
setz noch nicht ausreichend bezie-
hungsweise nicht proaktiv genug zu 
ihrer Beseitigung bei. Dazu müsste es 
um zusätzliche Bestimmungen erwei-
tert werden.

In welcher Hinsicht ist das Gesetz nicht aus-
reichend genug?
Einerseits gibt es verschiedene Lü-
cken in der Gesetzgebung an sich, 
und andererseits ist der Umsetzungs-
mechanismus nicht stark genug. Au-
ßerdem ist die Arbeit der ausfüh-
renden Akteure und der staatlichen 
Einrichtungen für die Umsetzung der 
Dalit-Rechte nicht wohlwollend be-

„Endlich habe ich genug zu essen für mich 
und meine drei Kinder“, sagt die verwit-
wete Bishnu Maya aus Belhara im Dhanku-
ta-Distrikt. Als Kleinbäuerin baut sie Mais, 
Hirse, Tomaten und Gurken auf einem 
0,6 ha großen terrassierten Steilhang an. 
Obwohl sie auch Nutztiere hält, reicht es 
am Ende meistens nicht, um die Dalitfami-
lie das ganze Jahr über zu ernähren.
Bild: International Maize and Wheat Improvement 

Center bei flickr.com (CC BY-NC-SA 2.0) 
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ziehungsweise proaktiv genug. Dalits 
stoßen noch immer auf diverse Hür-
den, wenn sie versuchen, eine An-
zeige bei der Polizei zu erstatten und 
ihre Rechte durchzusetzen. Und Po-
lizeibeamte neigen weiterhin dazu, in 
Fällen von kastenbasierter Diskrimi-
nierung und der Praxis der „Unbe-
rührbarkeit“ informelle Mediations-
wege zwischen den Konfliktparteien 
– also außerhalb rechtsstaatlicher 
Verfahren – anzuregen. Und selbst 
wenn eine Anzeige erfolgreich erstat-
tet werden konnte, müssen Dalits da-
mit rechnen, dass ihr Fall nicht aus-
reichend untersucht, dokumentiert 
und nach Vorschrift an die Staatsan-
waltschaft weitergeleitet wird; oder 
dass die Straftat auf Basis eines ande-
ren Gesetzes registriert wird. Polizei-
beamte und Richter sind noch nicht 
genügend sensibilisiert beziehungs-
weise sind noch nicht in der Lage, 
das Grundkonzept des CBD & U-
Gesetzes zu realisieren. Gleichzeitig 
behindern mangelnde Sicherheitsbe-
dingungen für die Betroffenen und 
Zeugen sowie geographiesche Un-
wägbarkeiten oftmals die Anzeige, 
letzteres auch die Untersuchung von 
Fällen.

Welche weiteren Gründe sind dafür verant-
wortlich, dass den Dalits keine Gerechtigkeit 
widerfährt?
Sie sind definitiv stärker gefährdet als 
andere Gesellschaftsmitglieder. Wei-
tere Gründe dafür sind, dass es den 
Angehörigen der Dalits am nötigen 
Zugang zu den zuständigen rechts-
staatlichen Institutionen, zu poli-
tischer Macht und zu den gesetz-
gebenden Organen mangelt. Ihnen 
fehlen finanzielle Mittel beziehungs-
weise wirtschaftliche Stärke, Bildung 
und ein Bewusstsein für ihre kon-
kreten Rechte im Rahmen der Anti-
diskriminierungsgesetzgebung und 
darüber hinaus.

Während eines Interviews im Jahr 2006 
sagten Sie zu mir: „Unsere soziale Praxis ist 
einflussreicher als das Rechtssystem“ („Our 
social practice is more powerful than legal 
system“). Würden Sie dieser Aussage auch 
heute noch zustimmen?
Wir haben immer noch die glei-
che Situation: Solange sich der Staat 
schwach zeigt, setzen sich soziale 
Normen und Werte gegenüber den 
Staatsmechanismen und Gesetzen 
durch. Fakt ist, dass der Staat dafür 
verantwortlich ist, diese üblen sozi-
alen Praktiken auszumerzen, zu de-
nen er in gewisser Weise beiträgt, in-
dem er die notwendigen Änderungen 
nicht erzwingt.

Sie haben gesagt, dass das Antidiskriminie-
rungsgesetz Lücken aufweist. Wie sehen die-
se aus?
Es fehlen beispielsweise Bestim-
mungen zum Schutz von Opfern 

und Zeugen sowie solche, die Be-
hörden und Bedienstete dazu zu ver-
pflichten, ihren Aufgaben im Sinne 
des Gesetzes nachzukommen bezie-
hungsweise ihnen keinerlei Toleranz 
zu gewähren, wenn sie ihren Dienst-
pflichten nicht nachkommen. Au-
ßerdem existieren Definitionslücken. 
Und es fehlen gesetzliche Regelungen 
sowie Pläne und Budgets für die kon-
krete Umsetzung des Gesetzes, ins-
besondere in Bezug auf separate und 
spezielle Verfahren beziehungswei-
se Mechanismen sowie institutionelle 
Zuständigkeiten.

Im September 2014 berichtete The Kath-
mandu Post von einem noch unveröffentlich-
ten Report der Nationalen Dalit-Kommissi-
on, welcher auf eine zunehmende Anzahl von 
Straftaten gegen Dalits im vorangegangenen 
Jahr verweist. Allein sieben Mordfälle und 
mehr als sechs Vergewaltigungen wurden ge-
nannt6. Menschenrechtsaktivisten gaben di-
verse Gründe dafür an, dass sich am Ver-
halten der Angehörigen sogenannter „höherer 
Kasten“ gegenüber den Dalits kaum etwas 
verändert hat. Unter den Gründen, die ge-
nannt wurden, waren: eine ungenügende Im-
plementierung der Gesetz gebung, Armut 
und mangelnde Bildung. Was ist Ihre Er-
klärung für diese Beobachtungen?
Ja, dies sind einige der Gründe dafür. 
Am schwerwiegendsten erscheint mir 
jedoch der mangelnde Umsetzungs-
wille des Staates und der öffentli-
chen Behörden gegenüber dem CBD 
& U-Gesetz. Ein mangelndes Verant-
wortungsbewusstsein vonseiten der 
mit der Umsetzung betrauten staat-
lichen Institutionen und Akteure, 
der mangelnde Zugang der Dalits zu 
diesen Institutionen sowie ein man-
gelndes Bewusstsein unter der Rest-
bevölkerung und unter den Kadern 
politischer Parteien auf lokaler Ebene 
kommen außerdem hinzu. 

Hängt die Zunahme der registrierten Straf-
taten auch damit zusammen, dass die nepa-
lischen Dalits inzwischen ihre Rechte stär-
ker einfordern?
Ja, dass die Dalits zunehmend ihre 
Rechte einfordern und geltend ma-
chen, führt dazu, dass insgesamt 

Zum Gesprächspartner
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sion. Mit seiner Arbeit über „Die Inklusion der Dalits im nepalischen 
Staat: Aussichten und Herausforderungen“ erwarb er vor kurzem seinen 
Doktortitel. Kisan war einer der Initiatoren des Komitees, welches den 

Entwurf ausgearbeitet hat, der 
die Grundlage für den in einigen 
Teilen veränderten CBD & U Act 
(2011) geliefert hat. 
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mehr Fälle angezeigt, aber auch Rück-
schläge verzeichnet werden. Doch die 
öffentlich registrierten Fälle sind im 
Vergleich zu der Gesamtzahl aller 
Vorfälle nur sehr wenige. Außerdem 
habe ich beobachtet, dass sich in der 
übrigen Gesellschaft eine zunehmend 
verteidigende und negative Haltung 
gegenüber Dalits entwickelt, seit die 
Bestimmungen zur sozialen Inklusi-
on in der Übergangsverfassung veran-
kert und im öffentlichen Stellenmarkt 
einige begünstigende Maßnahmen 
eingeführt wurden. Möglicherweise 
befürchten sie, dass ihnen die Dalits 
ihre Rechte und Zugangschancen in 
den verschiedenen Bereichen streitig 
machen. Die Kämpfe zwischen Da-
lits und Nicht-Dalits werden vermut-
lich noch einige Jahre anhalten.

Was wurde seit 2011 sonst noch getan, um 
kastenbasierte Diskriminierung und die 
Praxis der “Unberührbarkeit” abzuschaf-
fen?
Über das Antidiskriminierungs-
gesetz hinaus wurden ein Bera-
tungsausschuss unter der Leitung 
des Premierministers gebildet, auf 
zentralstaatlicher Ebene ein Wei-
sungsausschuss unter Leitung des 
Staatssekretärs eingesetzt und auf Di-
striktebene Überwachungsausschüsse 
unter der Leitung der jeweiligen ober-
sten Distriktbeamten gegründet. Au-
ßerdem gibt es ein Förderprogramm, 
womit Ehen zwischen Dalits und An-
gehörigen anderer Kasten mit bis zu 
100.000 Nepalischen Rupien7 belohnt 
werden.

Was muss außerdem getan werden?
Alle öffentlich Angestellten – also 
diejenigen, welche die Gesetze zur 
Anwendung bringen – sollten durch 
neue oder veränderte Gesetze für 
ihr Handeln verantwortlich gemacht 
werden können. Außerdem ist zu 

wünschen, dass die Unkündbarkeit 
ihrer Jobs aufgehoben wird, was sie 
zu einem verantwortungsvolleren 
Handeln zwingen würde.
Die Regierung sollte die volle Verant-
wortung hinsichtlich der Einführung 
und Umsetzung von Gesetzen gegen 
kastenbasierte Diskriminierung und 
für die Wahrung der Menschenrech-
te tragen und insgesamt für funktio-
nierende rechtsstaatliche Strukturen 
sorgen. 
Es sollten weitere Gesetze erlassen 
werden, um kastenbasierte Diskri-
minierung und die Praxis der „Un-
berührbarkeit” und die damit ver-
bundenen Nachteile zu beseitigen 
und um die Anwendung des CBD 
& U-Gesetzes zu regeln. Mehr als 

drei Dutzend Gesetze müssten geän-
dert werden, um weiterhin bestehen-
de diskriminierende Bestimmungen 
abzuschaffen. Außerdem gibt es 103 
Gesetze, die zugunsten sozialer In-
klusion angepasst werden müssten.
- Dalits müssen in sämtlichen Staats-
organen (Legislative, Exekutive und 
Judikative) gemäß Bevölkerungsan-
teil vertreten sein.

Zivilgesellschaftlich organisierte Dalits 
protestieren umkreist von Polizei friedlich 
in Kathmandu für die Strafverfolgung von 
Tätern, die in einem Dorf im Rautahat 
Distrikt, Terai, Dalits angegriffen hatten.

Bild: The Advocacy Project  
bei flickr.com  (CC BY-NC-SA 2.0) 

Der Präsident des Jagaran Medienzen-
trums (JMC), Rem Bahadur B.K. (zweiter 
von links) kündigt während einer Presse-
konferenz Protestaktionen der Dalits an, 
die die Einhaltung ihrer Menschenrechte 
fordern. Das Jagaran Medienzentrum 
wurde im Jahr 2000 von Journalisten aus 
der Bevölkerungsgruppe der nepalischen 
Dalits gegründet. Es bekämpft Kastendis-
kriminierung und setzt sich auf dem Wege 
der Medienmobilisierung unter anderem 
für eine Demokratie ein, die die Rechen-
schaftspflicht für Politiker und Programme 
der nachhaltigen Katastrophenrisikomin-
derung durchsetzt. 

Bild: The Advocacy Project  
bei flickr.com  (CC BY-NC-SA 2.0) 
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Die Nationale Dalit-Kommission 
sollte sowohl verfassungsmäßig als 
auch durch eine spezielle Gesetzge-
bung den Status einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts erhalten. Sie 
sollte unabhängig und autonom sowie 
hinsichtlich ihres Budgets, ihrer perso-
nellen Besetzung und ihrer Entschei-
dungsbefugnisse gut ausgestattet sein. 
Alle Nepalis sollten durch eine zu-
sätzliche Verfassungsbestimmung im 
Sinne einer Bürgerpflicht die Verant-
wortung tragen, kastenbasierte Dis-
kriminierung und die Praxis der „Un-
berührbarkeit“ einzudämmen.
Von Seiten des Staates sowie von zi-
vilgesellschaftlichen Organisationen 
sollten breitenwirksame Aufklärungs-
kampagnen durchgeführt werden.
Dalit-Organisationen sollten in die 
Verantwortung genommen werden, 
die Diskriminierungshandlungen und 
die Praxis der „Unberührbarkeit“, die 
auch zwischen Angehörigen von un-
terschiedlichen Dalit-Kasten stattfin-
den, zu reduzieren.

Im Namen der Sozialen Inklusion werden 
Dalits mittlerweile gezielt für den öffentli-
chen Dienst, also auch den Polizeidienst, re-
krutiert. Sehen Sie vor diesem Hintergrund 
bereits Veränderungen hinsichtlich des Zu-
gangs zum Rechtssystem für Angehörige der 
Dalits?
Ja, es gibt seit einigen Jahren im Rah-
men der Gleichstellungspolitik8 ein 
Einstellungsverfahren, welches Dalits 
im Staatsdienst berücksichtigt. Doch 
es ist nicht sehr weitreichend und es 
lassen sich bis jetzt noch keine Ver-
änderungen beobachten. Der Grund 
dafür mag in der geringen Anzahl der 
bislang eingestellten Dalits liegen be-
ziehungsweise darin, dass es diese Po-
litik noch nicht sehr lange gibt.

Ich habe schon oft gelesen und gehört, dass 
kastenbasierte Diskriminierung und Ge-
walt in Nepal im Vergleich zu den indischen 
Erfahrungen weniger ausgeprägt seien. Wie 
sieht Ihre Beobachtung diesbezüglich aus?
In gewisser Weise stimmt das. Doch 
auch in Nepal lassen sich Fälle von 
sozialem Boykott und Mord finden. 
Fälle von Massenmorden, Massenver-

gewaltigungen, Massenvertreibungen 
oder die massenhafte Verbrennung 
von Dalit-Siedlungen gab es bislang 
jedoch nicht.

In Indien gibt es schon wesentlich länger Ge-
setze gegen die Diskriminierung von Dalits 
beziehungsweise Scheduled Castes und die-
se betreffende Gräueltaten. Doch viele Quel-
len und auch offizielle Dokumente weisen da-
rauf  hin, dass Diskriminierung und Gewalt 
weiterhin stattfinden. Was denken Sie, kann 
Nepal von den indischen Erfahrungen lernen?

Was die indischen Erfahrungen uns 
lehren, ist, dass wir uns darüber be-
wusst sein müssen, dass es nicht aus-
reicht, ein Gesetz zu verabschieden, 
um diese üble, Jahrhunderte alte so-
ziale Praxis auszumerzen. Wie ich be-
reits bei der Beantwortung der Frage 
zum Einfluss sozialer Gesetzmäßig-
keiten angedeutet habe, müssen die 
kastenbasierte Diskriminierung und 
die Praxis der „Unberührbarkeit“ um-
fassend angegangen werden, um ih-
nen ein Ende zu setzen.
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rung des CBD & U-Gesetzes liefert der Be-
richt Opening the Door to Equality: Access 

to Justice for Dalits in Nepal des OHCHR-
Nepal (UN Office of the High Commissioner 

for Human Rights in Nepal) (2011).
6	 Solche schwerwiegenden Straftaten gegen 

Dalits werden im CBD & U-Gesetz nicht 
wie im indischen Scheduled Castes/Sche-

duled Tribes (Prevention of Atrocities) Act 
(1989) spezifisch adressiert. Die Bestim-
mungen des CBD & U-Gesetzes können 
hierbei nur als zusätzliche Anklagepunkte 
zu denen, die in der allgemeinen Strafge-
setzgebung oder anderen Gesetzen ge-
regelt sind, angebracht werden. Weitere 
Vorfälle, von denen Dalits laut Zeitungs-
bericht betroffen waren, sind diverse 
Stigmatisierungs- und Diskriminierungs-
handlungen, psychische und physische 
Folter sowie Entführungen aufgrund der 
Überschreitung von Kastenschranken bei 
der Heirat. („7 Dalits Killed, Dozens Faced 
Stigma in a Year“, The Kathmandu Post, 13. 
September 2014).

7	 circa 900 Euro.
8	 Yam Bahadur Kisan berichtete in der SÜD-

ASIEN-Ausgabe Nr. 3-4/2012 von den seit 
der politischen Wende im Jahr 2006 einge-
führten Affirmative Action Policies.


